
4 Meinung
*

Freitag, 7. März 2014 uneues deutschland

Zeichnung: Rainer Hachfeld

IHRE MEINUNG

Die Einkreisung Russlands geht
mit großen Schritten voran

Zu »›Putin hält alle Karten in der
Hand‹«, 5.3., S. 7
Eine treffende Analyse! Die Befind-
lichkeiten Russlands werden weder
von der EU noch von der NATO an-
erkannt. Die Einkreisung Russlands
durch die NATO geht mit großen
Schritten voran. Nach den balti-
schen Staaten und Georgien giert
die NATO nun nach der Ukraine.
Einen größeren Albtraum dürfte es
für Russland kaum geben, als dass
plötzlich NATO-Flottenverbände in
Sewastopol vor Anker liegen wür-
den. Der Ring würde sich noch en-
ger um Russland schließen. Der
Happen Ukraine ist für EU und
NATO vielleicht doch zu groß. Sug-
geriert wird aber in westlichen Me-
dien, dass es mal wieder um Men-
schenrechte geht. Permanente Be-
rieselung über friedliebende De-
monstranten in Kiew und um Men-
schenrechte besorgte Diplomaten
aus EU und USA gegen den Barba-
ren Putin lassen die Russophobie
fröhliche Urstände feiern. Belarus
und Kasachstan sind sicher die
nächsten Kandidaten für »friedliche
Revolutionen« à la EU und USA.
Uwe Höntzsch, Bernau

Keiner der 100 Reichsten darf in
die ukrainische Regierung oder
Präsident werden, forderten Mai-
dan-Demonstranten. Wie naiv!
Oligarchen in den Nachfolgestaa-
ten der UdSSR brauchen gar nicht
selbst zu regieren. Sie haben genug
gekaufte Leute, die gerne für sie
das Geschäft erledigen. Das Kapital
wird auch kommende Wahlen be-
stimmen. Das erinnert mich an
DDR-Demonstranten. Helmut Kohl
und DM riefen sie, hoffend auf
»blühende Landschaften«. Auch
»Stasi in die Produktion«. Wie naiv!
Am Ende blühte Stasi-Leuten und
vielen Demonstranten nur das Ar-
beitsamt. Nichts mit Produktion.
Die Ukrainer werden schon noch
merken, wie der Hase läuft. Dann

ist es zu spät! Industrie und Ar-
beitsplätze im östlichen Teil der
Ukraine sind in höchster Gefahr.
Rainer Lost, Berlin

Seht her, die Russen, die sind an
allem Schuld und heizen einen
Krieg an. Die Berichterstattung
vieler Medien lässt keinen anderen
Schluss zu und der Westen muss
schnell handeln. Wenn das die Lo-
gik der Lösung von Konflikten ist,
sieht es nicht gut aus. Die Kräfte,
die in der Ukraine plötzlich auf den
Plan getreten sind, haben die Lage
zum Eskalieren gebracht. Aner-
kannte Vermittler sollten jetzt das
Heft des Handelns übernehmen.
Die Ukraine muss stabilisiert wer-
den. Bevor jedoch die Hände gen
Westen und Osten aufgehalten
werden, sollte der ungeheure
Reichtum der Oligarchen und ehe-
maliger Regierender herangezogen
werden.
Rolf-Dieter Reiber, Ichstedt

Die Ministerin soll Feuer
unterm Hintern machen

Zu »Schockierend verantwortungs-
los«, 5.3., S. 5
Ich bin mir dessen ja bewusst, dass
ich mit meiner im Bildungssystem
Margot Honeckers erworbenen All-
gemeinbildung eindeutig im Vorteil
bin! Ironie beiseite: Seit Beginn der
Erforschung von radioaktiven Stof-
fen und spätestens seit Tschernobyl
ist der Menschheit bewusst, dass
man mit diesen Dingen sehr vor-
sichtig und vor allem exakt verfah-
ren muss! – Da wird doch wohl eine
Ministerin Bergwerksbetreibern und
anderen Wirtschaftsgrößen Feuer
unterm Hintern machen können,
um die Sicherungsarbeiten auf der
Prioritätenlisten ganz nach oben zu
setzen!
Katrin Wächtler, Dresden
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KOMMENTIERT

Gesten und Geister
Uwe Kalbe über Joachim Gaucks Besuch in Griechenland

Joachim Gauck plante für seinen Besuch in Lyngiádes eine spontane Um-
armung des Staatspräsidenten, wie es bereits im Vorfeld hieß. Lange habe
Griechenland auf solch eine Geste warten müssen, so die verhaltenen,
aber bereits gerührten Kommentare des noch ungeschehenen Ereignisses.
Dies ist erstaunlich, denn eine Umarmung von Gauck kann man leicht als
Zumutung empfinden. Zumal nach den ungesühnten Verbrechen, die die
deutsche Wehrmacht in dem Gebirgsort im Jahr 1943 beging.
Berliner Politiker verwandeln sich derzeit in den Augen vieler Griechen

wieder in jene Sorte Deutsche, die sie noch in Erinnerung hatten. Merkel
mit Hitlerbärtchen ist zwar aus diversen Gründen ebenso eine Zumutung
wie Gaucks Umarmung; die verborgene Angst vor dem brutalen Wesen
der früheren Besatzer jedoch verständlich. Damals wurde Griechenland
erstmals Geldgeber: in Form eines Zwangskredits zur Finanzierung der
teuren Besatzer, der nie zurückgezahlt wurde und mit Zins und Zinseszins
inzwischen schwindelnde Höhen erreicht haben dürfte. Zinsen wurden
für Deutschland erst wieder zum Thema, als es das Geld der eigenen Ban-
ken zu retten galt – mit Troika-Zwangskrediten an Griechenland. Ein
Schuldenerlass könnte hier Wunder wirken; Gesten von Gauck reichen
dagegen nicht, die Geister der Vergangenheit loszuwerden.

Zu früh zum Frohlocken
Simon Poelchau über Verstimmungen zwischen den USA und der EU bei den
Verhandlungen zum Freihandelsabkommen

Die europäischen Verhandler sind enttäuscht über die USA. Aber nur ein biss-
chen. Bei den Verhandlungen zum Freihandelsabkommen ist Washington ein-
fach nicht bereit, die Zölle so weit zu senken, wie es Brüssel will.
Immerhin mokieren sich die Diplomaten um EU-Chefunterhändler Karel De

Gucht auch darüber, dass die USA ihnen in Sachen Transparenz nicht genü-
gend entgegenkommen. Schließlich ist ein Hauptkritikpunkt am Freihandels-
abkommen, dass die Verhandlungen dazu hauptsächlich hinter verschlossenen
Türen stattfinden. Doch wer frohlockt, dass wegen der jetzigen Verstimmun-
gen zwischen EU und USA womöglich das ganze Abkommen scheitert, der hat
sich sicherlich zu früh gefreut. Zu gewichtig sind dafür die Lobbyinteressen in
Washington und Brüssel. Selbst der NSA-Abhörskandal um das Handy von
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) störte die Verhandlungen nicht. Da
können schon gar nicht ein, zwei protokollarische Unstimmigkeiten die Ge-
spräche zwischen den Vereinigten Staaten und Europa aufhalten.
Dem Freihandelsabkommen mit all seinen negativen Auswirkungen steht

also wenig im Weg. Das einzige, was das Abkommen noch verhindern könnte,
wäre eine breite, transatlantische Bewegung dagegen. Unterschriftenlisten
sind da ein erster Schritt, sie werden aber nicht ausreichen.

Arme Gesellschaft
Silvia Ottow über Stress als größtes Problem der Familien

Weniger Familien haben finanzielle Sorgen, fanden die Allgemeinen
Ortskrankenkassen heraus. Das kann man glauben. Muss es aber nicht.
Schließlich weisen die Zahlen der letzten Jahre eine ganz andere Ent-
wicklung aus, wie man beim Statistischen Bundesamt und in Armutsbe-
richten der Sozialverbände lesen kann. Die jüngste Armutsquote liegt bei
15 Prozent und hat sich über die Jahre erhöht, sieht man von Bayern und
Baden-Württemberg ab. Betroffen von wachsender Armut sind Menschen
in Sachsen-Anhalt, Berlin, Mecklenburg-Vorpommern, Bremen. Kaum
vorstellbar, dass es Familien besser geht, während die Armut größer wird.
Dass in immer mehr Familien Zeitstress herrscht, deckt sich schon eher

mit anderen Erhebungen und mit den Erfahrungen im Umfeld. Wenn die-
ser Stress in Familien mit berufstätigen Eltern besonders groß ist, obwohl
eine solche Situation eigentlich als normal angesehen werden muss, wirft
das ein bezeichnendes Licht auf die Anstrengungen der Gesellschaft, Ar-
beit und Beruf besser vereinbar zu machen. Wieso ist das angesichts des
Wissensstandes und der technisch-organisatorischen Möglichkeiten ei-
gentlich ein unlösbares Problem? Wenn sich die Lage in dieser Hinsicht
von Jahr zu Jahr nicht wenigstens ein ganz kleines bisschen verbessert,
kann man daraus doch nur schließen, dass das gar nicht gewollt ist.

KOLUMNE

Lob der Harmlosigkeit
Wolfgang Storz über zwei Bundespräsidenten – und warum geschenkte Bobbycars allemal weniger
schlimm sind als ein Ex-Bürgerrechtler auf Auslandseinsatz

Mit dem jetzigen bürgerrechtleri-
schen Bundespräsidenten können wir
uns in Deutschland und der Welt pri-
ma zeigen, sein Vorgänger hat uns
und sich bis auf die Knochen bla-
miert. So ist knapp gefasst die ver-
breitete Meinung der Öffentlichkeit.
Wir sind nun eine Rede und ein

Gerichtsurteil weiter; Anlass, diese
Würdigung zu prüfen.
Christian Wilhelm Walter Wulff,

Jahrzehnte führender CDU-Politiker,
zuletzt auf Kurzstrecke als Bundes-
präsident tätig, wurde vor einigen
Tagen freigesprochen. Der Richter
sprach auch davon, Peanuts seien
diesem Mann vorgehalten worden.
Zur Erinnerung: Wulff kam bei

seiner Hausfinanzierung mit Zinsen
und Darlehen kräftig durcheinan-
der. Von einem Autohaus ließ er
sich ein Bobbycar für die Spielecke
im Präsidentenschloss schenken, mit
Dank auf Amtspapier. Und er habe
sich, hieß es, von einem befreunde-
ten Filmmanager (»Vorteilsannahme
im Amt«) einladen lassen, um im
Gegenzug zugunsten eines Filmpro-
jektes bei Siemens-Manager Peter
Löscher monetär zu antichambrie-
ren. Thema des Filmes: das Leben
von John Rabe. Rabe war ein deut-
scher Kaufmann gewesen, der auch
für den Siemens-Konzern in China
arbeitete und 1937/38 in Nanking
sehr wagemutig vielen tausenden
Chinesen vor den Angriffen der mit
den Nazis verbündeten japanischen
Armee das Leben rettete. Er wird
deshalb auch der Oskar Schindler
Chinas genannt.
Was sagt das über Wulff? Er

scheint sehr aufmerksam zu sein, be-
dankt sich aufwändig sogar für kleine
Spielsachen, ist sich nicht zu schade,
für gute Filmprojekte Lobbyarbeit zu
treiben und pflegt ein auf Vorteilchen
bedachtes Leben, dem Kleinkariert-

heit und Geizhalsigkeit nicht fremd
ist. Von seinem Plädoyer, der Islam
sei Teil der deutschen Kultur, konnte
er nicht freigesprochen werden, war
ihm dieses doch zumindest straf-
rechtlich nicht vorgehalten worden.
Welch anderes Kaliber ist da Joa-

chim Gauck, Meister der freien Rede,
Meister des geschriebenen Wortes,
Chefideologe von Freiheit und nun
auch Verantwortung (siehe unten).
Da ist nichts Engstirniges, da ist viel
mehr als die Verantwortung für das
eigene Konto, da bläst der Wind der

weiten Welt durch die Spielecke im
Schloss Bellevue. Joachim Gauck be-
wegt sich – geschmeidig in Satzbau
und Wortwahl – auf der Rutschbahn
seiner Gesinnung zügig zu einem
Bundespräsidenten, der sein Vater-
land als Großer Krisenlöser sieht.
Natürlich geht es ihm nicht um Mili-
täreinsätze. Natürlich. Nein. Nie.
Warum redet er dann so verdächtig
lange über deutsche Verantwortung?
Warum redet er so verdächtig kurz
über das eben beendete Kriegsdesas-
ter in Afghanistan und über den täg-
lichen Drohnenkrieg gar nicht? Seine
Fassung klingelt friedlich:

»Ich möchte sprechen über die
Rolle Deutschlands in der Welt. Las-
sen Sie mich ein paar Beispiele in
Fragen kleiden: Tun wir, was wir tun
könnten, um unsere Nachbarschaft
zu stabilisieren, im Osten wie in Af-
rika?« Natürlich nein. »Tun wir, was
wir tun müssten, um den Gefahren
des Terrorismus zu begegnen?« Auch
nein. »Und wenn wir überzeugende
Gründe dafür gefunden haben, uns
zusammen mit unseren Verbündeten
auch militärisch zu engagieren, sind
wir dann bereit, die Risiken fair mit
ihnen zu teilen?« Schon wieder nein.
Wer in einer Rede so viele Fragen

drängend stellt, der weiß, wohin er
will.
Und so schreitet der Präsident auf

Fragen hinaus in die Welt, wo präch-
tige Krisen warten: »Welche Rolle
wollen wir in den Krisen ferner Welt-
regionen spielen? .... . Deutschland
wird nie rein militärische Lösungen
unterstützen, es wird politisch be-
sonnen vorgehen und alle diplomati-
schen Möglichkeiten ausschöpfen.
Aber wenn schließlich der äußerste
Fall diskutiert wird – der Einsatz der
Bundeswehr –, dann gilt: Deutsch-
land darf weder aus Prinzip ›Nein‹
noch reflexhaft ›Ja‹ sagen.«
In derselben Rede sagt Gauck:

»Übrigens hat der Deutsche Bundes-
tag seit 1994 ungefähr 240 Mal über
Mandate für Auslandseinsätze der
Bundeswehr beraten ...«
Das reicht dem Herrn Bundesprä-

sidenten aber nicht: »Dazu drängt
uns immer wieder die Weltlage – in
diesen Tagen die Ereignisse in Mali
und in der Zentralafrikanischen Re-
publik.« Ja, also nix wie hin!
Manchmal steckt der zivilisatori-

sche Fortschritt in der Harmlosigkeit
von Lobbyarbeit für gute Filme, ge-
schenkten Bobbycars und verqueren
Hausfinanzierungen.

Wolfgang Storz war bis 2006
Chefredakteur der »Frankfurter
Rundschau« und arbeitet seither
als Berater und Publizist.
Foto: Stephan Moll

PERSONALIE

Die Sanftharte
Von Jürgen Amendt

Die Schriftstellerin Sibylle Lewit-
scharoff hat den Vorteil der schwä-
bischen Herkunft. Der sanfte Ton-
fall, die Wörter mit ihren vernied-
lichenden Endungen überdecken
manche rhetorische Schärfe und
Härte. Hört man ihre Rede, die die
gebürtige Stuttgarterin (Jg. 1954)
am vergangenen Sonntag im
Schauspielhaus Dresden gehalten
hat, wird man deshalb leicht mil-
de gestimmt. »Von der Machbar-
keit. Die wissenschaftliche Be-
stimmung über Geburt und Tod«,
so der Titel ihres Vortrags.
Bei der Textlektüre verliert sich

aber die sanfte Härte. Vom »Hor-
ror«, der aus den Methoden der
Technisierung der beiden Pole
menschlicher Existenz – der Ge-
burt und dem Sterben – entstehe,
handelt der Text. Es sind dabei
nicht nur die Verfahren und die
damit einhergehenden eugeni-
schen Überlegungen, die die letzt-
jährige Büchner-Preisträgerin
ängstigen. Der eigentliche Horror,
so Lewitscharoff, resultiere aus den
Methoden, »auf künstlichen We-
gen eine Schwangerschaft zu-
stande zu bringen«. Die Vorstel-
lung eines Mannes, der »mit oder
ohne Hilfe von pornographischen
Abbildungen stimuliert wird, sei-
ne Spermien medizingerecht ab-
zuliefern, die später in den Körper
einer Frau praktiziert werden«, ist
ihr »absolut widerwärtig«.
Das liest sich unerbittlich kon-

servativ, religiös-fundamentalis-
tisch und ruft geradezu nach ei-

nem »Halt, Stopp!«. Robert Koall,
Chefdramaturg am Staatsschau-
spiel Dresden und damit Gastge-
ber der »Dresdner Reden«, hat die-
ses Verdikt in Form eines Offenen
Briefs an Lewitscharoff niederge-
schrieben – und so eine Debatte er-
öffnet. Diese wäre dann von Vor-
teil, wenn sie sich nicht auf das Ur-
teil über Lewitscharoff reduzieren
würde. Man muss deren Wider-
willen gegen die Künstlichkeit
menschlicher Existenz nicht tei-
len. Dass, was sie als »Machinati-
on«, also unlautere, auf den ego-
istischen Vorteil bedachte Hand-
lung verurteilt, ist die Fortsetzung
der Natur mit unseren Mitteln.
Worauf Lewitscharoff aber zu
Recht hinweist: Dieser Umschlag
verändert auch unser Wertegefü-
ge, unsere Gefühlswelten. Es wäre
leichtfertig, dies zu übersehen –
und darüber nicht zu sprechen.

Sibylle Lewitscharoff hält künstliche
Befruchtung für »widerwärtig«.
Foto: dpa/Arno Burgi


